
Stadt Müllheim 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
 
 

Satzung 
zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS) der 

Stadt Müllheim vom 10.12.1997 in der Fassung vom 16. Dezember 2020 
 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalab-
gabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Stadt Müllheim am 27.04.22 
folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersat-
zung) vom 10.12.1997, zuletzt geändert durch Satzung vom 16. Dezember 2020, beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Abschnitt IV. Abwasserbeitrag der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung wird wie folgt 

geändert: 

 

§ 22  

Satz 2 wird gestrichen. 
 

§ 24  

Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentümer des 

Grundstücks ist.  
 

§ 25  

Satz 3 wird wie folgt geändert: 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfol-

gende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende 

volle Zahl abgerundet werden. 
 

§ 27  

Bei Absatz 2 wird neu Satz 3 eingefügt: 

Die §§ 28 bis 30 finden keine Anwendung. 
 

§ 28  

In der Überschrift wird „der Vollgeschosse“ ersetzt durch „des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 

die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt“ 

Absatz 1 bis 3 wird ersetzt durch: 

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im 

Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten 

Vollgeschosse i. S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 

Bebauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unter-

schiedlicher Geschosszahl zulässig, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
 

§ 29  

In der Überschrift wird „die Geschoßzahl bzw.“ und „oder die Höhe der baulichen Anlage“ gestrichen. 

Vor „Baumassenzahl“ wird „eine“ eingefügt. 

Absatz 1 bis 4 wird ersetzt durch: 



(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastel-
len, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige Baumasse ge-
nehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die Grundstücksflä-
che und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerun-
det, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom-
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 

Nach § 29 wird neu § 29 a eingefügt: 

§ 29a Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Höhe bauli-

cher Anlagen festsetzt 

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Vollge-
schosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maxi-
malen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe 
der baulichen Anlage geteilt durch 
1. 3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine 
Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und  
2. 4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewer-
begebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete. 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfol-

gende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende 

volle Zahl abgerundet werden. 

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Vollge-
schosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maxi-
malen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so 
gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 
1. 2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine 
Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 
2. 3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewer-
begebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete. 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfol-

gende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende 

volle Zahl abgerundet werden. 

(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen geneh-
migt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl die 
zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe 
gemäß Abs. 2 und 3 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
 

§ 30  

In der Überschrift wird aus „im Sinne des § 29“ „im Sinne der §§ 28 – 29a“ 

Es wird neu Absatz 3 und 4 eingefügt: 

(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 33) geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl 
vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
(4) Bei Bauwerken mit Vollgeschossen, die höher als 3,5 m sind und bei Grundstücken mit Gebäuden 

ohne ein Vollgeschoss i. S. der LBO gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die 



überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 maß-

gebende Geschosszahl. Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 

0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 

die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 

§ 32  

§ 32 wird geändert in: 

Der Abwasserbeitrag für den öffentlichen Abwasserkanal beträgt:  

6,25 Euro je qm Nutzungsfläche (§ 25) 
 

§ 33  

Absatz 1 Ziffer 3 wird gestrichen. Aus Ziffer 4 wird 3, 5 wird 4, 6 wird 5, 7 wird 6. 
 

§ 34  

In der Überschrift wird „Vorauszahlungen“ gestrichen. § 34 wird geändert in: 

Der Abwasserbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 
 

§ 35  

§ 35 wird geändert in: 

(1) Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner 

die Ablösung des Abwasserbeitrags vereinbaren. 

(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraussichtlich entstehenden Bei-
tragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

 

Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Müllheim, den 27.04.2022 
 
Martin Löffler 
Bürgermeister 
 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 
 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen die-
ser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung bei der Stadt Müllheim geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tätig zu 
werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend machen, wenn 

• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung ver-
letzt worden sind oder 

• der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder 
• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder eine dritte Per-

son die Verletzung gerügt hat. 
  



Verfahrensvermerke: 

 

Satzung (S) 
Änderung (Ä) 

Öffentliche Bekanntma-
chung durch Bereitstel-
lung auf der Internetseite 
der Stadt Müllheim unter  
www.muellheim.de 

Anzeige an das 
LRA Breisgau-Hoch-
schwarzwald 

Vorstehende 
Fassung 

vom vom am gilt ab 

(S) 10.12.1997 
 
(Ä) 13.12.2000 
(Ä) 12.12.2001 
(Ä) 18.12.2002 
(Ä) 17.12.2003 
(Ä) 28.11.2007 
(Ä) 02.12.2009 
(Ä) 14.12.2011 
(Ä) 10.12.2014 
(Ä) 20.01.2016 
(Ä) 22.02.2017 
(Ä) 19.02.2020 
(Ä) 16.12.2020 
(Ä) 27.04.2022 
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